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2 von 5 Tagesordnung: 
 
1. Wohnungslosigkeit 101.19.1032 
2. Wohngeldanträge 101.19.1037 
3. Pflegeplatz-Suche-App für Kassel 101.19.1052 
 
 
2. stellvertretender Vorsitzender Gündar eröffnet die mit der Einladung vom 
7. März 2024 ordnungsgemäß einberufene 2. öffentliche Sitzung des Ausschusses 
für Soziales, Integration und Digitalisierung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit und Tagesordnung fest. 
 
 
1. Wohnungslosigkeit 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.1032 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Personen wohnen in der Wolfhager Str. 102?  
2. Wie viele Monate verbringen die Bewohner*innen im Durchschnitt in 

dieser Unterkunft?  
3. Wie ist die Qualität und Verfügbarkeit der sozialen Betreuung für die 

Bewohnerinnen derzeit gestaltet? 
4. Welche Arten von Heizungssysteme sind aktuell installiert? 
5. Wurde nach dem Brandfall eine Betreuung langfristig sichergestellt? 
6. Gab es nach dem Brandfall weitere Kontrollen und Verhandlungen mit 

dem Eigentümer?  
7. Wie viele weitere Unterkünfte dieser Größeneinordnung gibt es in 

Kassel?  
8. Wie sind die Bedingungen dort? 
9. Wie hoch sind die jährlichen Unterbringungskosten, die die Stadt Kassel 

für diese Unterkünfte trägt? 
10. Welche Konsequenzen hat die Stadt seit dem Brand im Jahr 2023 

gezogen, insbesondere im Hinblick auf die Verbesserung der 
Mindeststandards für Unterkünfte? 

11. Wie viele Zwangsräumungen gab es in den Jahren 2021, 2022 und 
2023? 

12. Ende November/Anfang Dezember verstarben zwei Menschen in der 
Kälte am Bahnhof Wilhelmshöhe. Welche Maßnahmen hat die Stadt 
Kassel unternommen, um zu verhindern, dass Menschen in der Kälte 
sterben, insbesondere nach den tragischen Todesfällen am Bahnhof 
Wilhelmshöhe?  
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3 von 5 13. Warum gibt es keinen Kältebus, der Obdachlosen in den Wintermonaten 
Schutz bietet? 

14. Die Kälteboxen für Fahrgäste am Bahnhof Wilhelmshöhe schließen um 
22 Uhr. Welche Initiativen hat der Magistrat in Absprache mit der 
Deutschen Bahn ergriffen, um den Schutz vor Kälte auch nachts zu 
gewährleisten?  

15. Welche öffentlich zugänglichen warmen Räume gibt es in der 
Innenstadt, die auch nachts zugänglich sind? 

 
Stadtrat Dr. Wett und Frau Deiß-Fürst, Sozialamt, beantworten die Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE und die sich anschließenden Fragen der Ausschussmitglieder. 
Die schriftliche Beantwortung und die Beantwortung der Nachfragen wird der 
Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
2. stellv. Vorsitzender Gündar erklärt die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
2. Wohngeldanträge 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.1037 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Anträge auf Wohngeld wurden in Kassel 2022, 2023 und 
bisher in 2024 gestellt? 

2. Wie viele davon wurden je positiv beschieden? 
3. Wie viele davon wurden je abgelehnt? 
4. Wie viele befinden sich noch in Bearbeitung? 
5. Wie lange ist inzwischen die durchschnittliche Bearbeitungszeit? 
6. Wie lange ist die durchschnittliche Bearbeitungszeit ab Antragstellung 

bis zum Ergehen des Bescheides? 
 
Stadtrat Dr. Wett beantwortet die Anfrage. Die schriftliche Beantwortung wird der 
Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
2. stellv. Vorsitzender Gündar erklärt die Anfrage für erledigt. 
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4 von 5 3. Pflegeplatz-Suche-App für Kassel 
Anfrage der AfD-Fraktion 
- 101.19.1052 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie schätzt der Magistrat den aktuellen und zukünftigen Bedarf an 
Pflegeplätzen in Kassel ein? 
 

2. Wie bewertet der Magistrat den aktuellen und prognostizierten Bedarf an 
einer digitalen Lösung zur Pflegeplatzsuche in Kassel? 

 

3. Wie schätzt der Magistrat den Bedarf und den potenziellen Nutzen einer 
App, wie bspw. die Heimfinder-App des Landes NRW, zur Suche von 
Pflegeplätzen für die Einwohnerinnen und Einwohner von Kassel ein? 

 

4. Inwiefern könnte eine solche Pflegeplatz-Suche-App, wie die erwähnte 
Heimfinder-App des Landes NRW, den Einwohnerinnen und Einwohner 
Kassels Hilfestellung bei der Suche nach einem Pflegeplatz leisten? 

 

5. Könnte der Magistrat Erfahrungen und Best Practices aus anderen Städten 
oder Bundesländern, die ähnliche Apps eingeführt haben, einholen und 
bewerten, um mögliche Vorteile für Kassel zu identifizieren? 

 

6. Könnte sich der Magistrat vorstellen, eine digitale Lösung zu entwickeln, 
die Einwohnerinnen und Einwohner dabei unterstützt, schnell und 
unkompliziert Pflegeplätze in Kassel zu finden? 

 

7. Wäre der Magistrat bereit, sich mit bestehenden Lösungen in anderen 
Städten oder Bundesländern auseinanderzusetzen, um mögliche Modelle 
für Kassel zu entwickeln? 

 

8. Welche technischen Möglichkeiten sieht der Magistrat für die Umsetzung 
einer solchen App, insbesondere im Hinblick auf die Benutzerfreundlichkeit 
und Zugänglichkeit? 

 

9. Welche technischen Voraussetzungen müssten für die Entwicklung und 
Implementierung einer solchen Pflegeplatz-Suche-App in Kassel 
geschaffen werden? 

 

10. Welche Bedenken und Anforderungen in Bezug auf den Datenschutz 
könnten bei der Entwicklung einer solchen App bestehen? 

 

11. Welche Maßnahmen müssten ergriffen werden, um den Datenschutz und 
die Sicherheit der Nutzerdaten zu gewährleisten? 
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5 von 5 12. Welche Funktionen sollte eine solche Pflegeplatz-Suche-App aus Sicht des 
Magistrats idealerweise bieten, um für die Nutzer einen echten Mehrwert 
zu schaffen? 

 

13. Welche Kosten wären mit der Entwicklung, Einführung und Wartung einer 
solchen Pflegeplatz-Suche-App verbunden, und welche 
Finanzierungsmodelle kämen infrage? 

 

14. Wie könnte eine erste Einschätzung bezüglich der Integration einer solchen 
App in die langfristige Digitalisierungsstrategie der Stadt aussehen? 

 

15. Wie könnten lokale Pflege- und Seniorenheime sowie ambulante Dienste in 
die Entwicklung und den Betrieb einer solchen Pflegeplatz-Suche-App 
einbezogen werden? 

 
16. Sieht der Magistrat Möglichkeiten für eine überregionale Zusammenarbeit 

mit angrenzenden Kommunen, um Synergieeffekte zu nutzen? Falls nein, 
warum nicht? 

 
Stadtrat Dr. Wett beantwortet die Anfrage der Fraktion DIE LINKE und 
beantwortet die sich anschließenden Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
2. stellv. Vorsitzender Gündar erklärt die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:15 Uhr 
 
 
 
 
 
Mustafa Gündar Feyza Tanyeri 
2. stellvertretender Vorsitzender Schriftführerin 



















Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 13. Februar 2024 
Dezernat für Bürgerangelegenheiten,  
Soziales, Digitalisierung und Tourismus 

 

 

 

Anfrage der Fraktion Die Linke vom 07.02.2024 

Vorlage Nr. 101.19.1037 

Wohngeldanträge 

 

 

1. Frage:  

Wie viele Anträge auf Wohngeld wurden in Kassel 2022, 2023 und bisher in 2024 gestellt? 

 

Antwort:  

2022 4.781 

2023 7.171 

2024 (Stand 29.02.2024) 1.203 

 

2. Frage: 

Wie viele davon wurden je positiv beschieden? 

 

Antwort: 

Hierbei ist zu beachten, dass nicht alle Anträge eines Jahres im selben Jahr entschieden 

werden, insbesondere wenn Anträge erst in den letzten Monaten eines Jahres eingehen. 

2022 4.784 

2023 6.476 

2024 1.665 

 

3. Frage: 

Wie viel davon wurden je abgelehnt? 

 

Antwort: 

2022 2.836 

2023 2.885 

2024 663 

 

In der Addition der Bewilligungen und der Ablehnungen wird man feststellen, dass diese 

die Anzahl der Anträge übersteigt. Dies liegt daran, dass ein Antrag oft mehr als nur eine 

Entscheidung (Ablehnung und / oder Bewilligung) generiert. 

(Bsp. 2022: Bewilligungen 4.784 + Ablehnungen 2.836 = 7.620 >4781 Anträge). 

 



Erläuterungen:  

Ein Beispiel, dass ein Antrag mehrere Entscheidungen und nicht nur eine nach sich zieht, 

ist ein Mensch, der im Leistungsbezug steht und im Januar einen neuen Job anfängt. Für 

diesen Monat stellt er dann schon einen Antrag auf Wohngeld, der abgelehnt wird, weil 

das volle Gehalt noch nicht gezahlt wurde, er deshalb weiter Transferleistungen bezieht 

und somit kein Wohngeld bekommt. Der Antrag wird abgelehnt. Wenn dann aber ab 

Februar das volle Gehalt gezahlt wird, der Mensch aus dem Leistungsbezug fällt und somit 

Wohngeld bekommen kann, wird dieses Mal eine positive Entscheidung getroffen.  

 

Die Zahl der abgelehnten Anträge ist im Vergleich zu den gestellten Anträgen hoch. Das so 

viele Anträge abgelehnt werden, hat verschiedene Gründe:  

- Es gibt andere Transferleistungen 

- Ausreichendes Einkommen 

- Unvollständige Unterlagen, die auch nach Aufforderung nicht komplett eingereicht 

werden (kommt häufig vor) 

- Vermögen (nicht Einkommen) übersteigt bei einer Einzelperson 60.000 Euro (kommt 

selten vor) 

- Die Antragssteller haben Anspruch auf andere Leistungen wie z.B. Bafög  

 

4. Frage:  

Wie viele befinden sich noch in Bearbeitung? 

 

Antwort: 

Diese Daten lassen sich aus dem Fachverfahren nicht ermitteln. 

 

5. Frage: 

Wie lange ist inzwischen die durchschnittliche Bearbeitungszeit? 

 

Antwort: 

Die Bearbeitungsdauer ist immer abhängig vom Einzelfall. Bei Vorliegen des vollständig 

ausgefüllten und unterschriebenen Wohngeldantrages und sämtlicher erforderlicher 

Unterlagen wird seitens der Wohngeldbehörde eine umgehende abschließende 

Bearbeitung des Antrages angestrebt. Bei Wohngeldanträgen, bei denen noch Angaben 

oder Unterlagen fehlen, dauert die Bearbeitung erfahrungsgemäß wegen des 

erforderlichen Schriftverkehrs auch in Abhängigkeit der jeweiligen Reaktionszeiten der 

Antragstellerinnen und Antragsteller länger, häufig mehrere Wochen. 

Die Bearbeitungsdauer ist auch abhängig von den jeweils von der Hessischen Zentrale für 

Datenverarbeitung vorgegebenen Rechenläufen, die 14-tägig erfolgen. 

Aktuell wurde das Verfahren auf „Bescheiddruck vor Ort“ umgestellt, so dass 

Wohngeldbescheide direkt nach der abschließenden Bearbeitung verschickt werden; die 

Zahlung des Wohngelds ist jedoch – wie oben erwähnt – von den jeweiligen 



Verarbeitungsterminen abhängig.  

 

Erläuterungen:  

Es kann auch kein durchschnittlicher Zeitraum genannt werden. Wenn z.B. ein Rentner nur 

seinen aktuellen Bescheid einreichen muss und alle anderen Unterlagen wie Miete usw. 

schon da sind, geht es innerhalb von Tagen. Wenn aber ein neuer Antrag reinkommt, bei 

dem noch Unterlagen fehlen oder eine dritte Stelle wie das Jobcenter hinzukommt, 

verlängert sich die Bearbeitungszeit entsprechend. 

 

 

6. Frage: 

Wie lange ist die durchschnittliche Bearbeitungszeit ab Antragstellung bis zum Ergehen 

des Bescheides? 

 

Antwort: 

Siehe Nr. 5 

Im Vergleich zum Jahr 2022 konnten die Bearbeitungszeiten inzwischen erheblich 

verbessert werden. Wurden im Jahr 2022 noch 35,56 % der Anträge innerhalb der ersten 

zwei Monate bewilligt, so waren es im Jahr 2023 bereits 42,12 % (trotz der 

Antragssteigerung Wohngeld-Plus-Gesetz). Dies trifft auch auf die in 2024 bisher 

eingegangenen Anträge zu. 

 

Zudem wird von der Wohngeldbehörde die Möglichkeit der elektronischen Antragstellung 

beworben. Möglich macht das der Online-Dienst Wohngeld, dem sich Hessen 

angeschlossen hat. Die online gestellten Anträge gehen in das interne 

Bearbeitungsverfahren ein und können direkt im Fachverfahren bearbeitet werden. Damit 

wird das Ausdrucken und Verschicken der Unterlagen per Post entbehrlich. 

 

Neben der erstmaligen Beantragung von Wohngeld sind auch die Anträge auf 

Weiterleistung und Erhöhung des Wohngeldes online möglich. Weitere Informationen sind 

auf der Internetseite der Stadt Kassel www.serviceportal-kassel.de/ Stichwort Wohngeld 

zu finden. 

 

 

 

Dr. Norbert Wett 

Stadtrat 
 



Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 27.02.2024 
Dezernat für Bürgerangelegenheiten,  
Soziales, Digitalisierung und Tourismus 

 

 

 

Anfrage der AfD-Fraktion vom 22.02.2024 

Vorlage Nr. 101.19.1052 

Pflegeplatz-Suche-App für Kassel 

 

einführender Text ist wegen der Länge nur in der Anfrage: Anfrage AfD_Pflegeplatz-Suche-

App_101.19.1052.pdf 

 

1. Frage:  

Wie schätzt der Magistrat den aktuellen und zukünftigen Bedarf an Pflegeplätzen in Kassel 

ein? 

 

Antwort: 

Aktuelle Platzzahlen in teilstationären und stationären Pflegeeinrichtungen  

 

- Aktuell werden in der Stadt Kassel in 21 Pflegeeinrichtungen 1.740 Pflegeplätze 

(vollstationäre Pflege) vorgehalten.  

- Derzeit bestehen in der Stadt Kassel 17 Tagespflegeeinrichtungen mit 284 Plätzen.  

- Kurzzeit-/ Verhinderungspflegeplätzen sollen dazu beitragen, Übergangssituationen 

in der Altenpflege zu gestalten. Derzeit beträgt die nominelle Kapazität für 

eingestreute Kurzzeitpflegeplätze in 21 Einrichtungen der stationären Altenpflege in 

der Stadt Kassel 111 Plätze. Bei Kurzzeit-/Verhinderungspflegeplätzen handelt es sich 

in der Regel um sog. eingestreute Pflegplätze, d. h., die Kurzzeit-

/Verhinderungspflegegäste werden auf nicht belegten Langzeitpflegeplätzen 

untergebracht. Es ist für die Pflegeeinrichtungen wirtschaftlich attraktiver, 

Langzeitpflegegäste statt Kurzzeit-/Verhinderungspflegegäste aufzunehmen. Damit 

ist die angemessene Verfügbarkeit von Kurzzeit-/Verhinderungspflegeplätzen 

eingeschränkt. Dies ist allerdings kein Kassel-spezifisches Problem. Solitäre 

Kurzzeitpflegeplätze gibt es derzeit keine in der Stadt Kassel. 

- Darüber hinaus gibt es im Stadtgebiet rd. 60 zugelassene ambulante Pflegedienste. 

 

Zukünftige Bedarfe von Tagespflege- und stationären Altenpflegeplätzen 

Zukünftig ist aufgrund der demographischen Rahmenbedingungen damit zu rechnen, dass 

ein (vorübergehender) Ausbau der Platzkapazitäten in der stationären Altenpflege 

erforderlich wird. Der sich abzeichnende Höhepunkt dieser (vorübergehenden) 

Mehrbedarfe liegt nach derzeitigem Erkenntnisstand für die Stadt Kassel ab dem Jahr 



2030 ff. Der zukünftige Bedarf an Pflegeplätzen erfordert jedoch eine differenzierte 

Betrachtung der Daten zur Kasseler Bevölkerungsprognose. Anhand von 

Pflegeprävalenzen bzw. des Pflegequotienten können dann näherungsweise Aussagen zu 

zukünftigen Bedarfen getroffen werden. 

Ob tatsächlich ein (vorübergehender) Ausbau der Platzkapazitäten in der stationären 

Altenpflege und ggf. der Tagespflege erforderlich sein wird, ist derzeit nicht absehbar, da 

immer mehr Menschen über die ambulante Pflege zuhause gepflegt werden möchten.  

Die Versorgung in der Tagespflege ist in Kassel aktuell ausreichend gesichert und liegt 

über dem hessenweiten Durchschnitt. 

 

2. Frage: 

Wie bewertet der Magistrat den aktuellen und prognostizierten Bedarf an einer digitalen 

Lösung zur Pflegeplatzsuche in Kassel? 

3. Frage: 

Wie schätzt der Magistrat den Bedarf und den potenziellen Nutzen einer App, wie bspw. 

die Heimfinder-App des Landes NRW, zur Suche von Pflegeplätzen für die 

Einwohnerinnen und Einwohner von Kassel ein? 

 

Antwort zu Fragen 2 und 3: 

Derzeit liegen keine validen Grundlagen bzw. Angaben hinsichtlich eines aktuellen und 

prognostizierten Bedarfs an einer digitalen Lösung zur Pflegeplatzsuche für die Stadt 

Kassel vor. 

Die „Pflegefinder“ über die Pflegeversicherungen verfügen über eine ähnliche Funktion 

wie eine App. Allerdings werden dort keine freien Pflegeplätze in den Einrichtungen 

dargestellt.  

Ob sich Nutzerinnen und Nutzer eine App zur Pflegeplatz-Suche herunterladen, wenn die 

diese nur einmalig genutzt wird (vermutlich durch die An- und Zugehörigen), ist schwer 

einzuschätzen. Dies wäre auch nur dann zielführend, wenn tatsächlich freie 

Pflegeheimplätze über die App abrufbar wären und über eine Funktion in der App 

reserviert werden könnten. 

Eine Pflegeplatz-Suche-App als kommunale Einzellösung für die Stadt Kassel ist aus 

fachlicher Sicht nicht tragfähig, u. a. wegen der vergleichsweise geringen Anzahl an 

Einrichtungen und hinsichtlich der benötigten Ressourcen. Vielmehr wäre die Etablierung 

eines hessen- oder bundesweiten Modells anzustreben, zumal häufig pflegebedürftige 

Personen in Pflegeeinrichtungen in anderen Kommunen einziehen, z. B. um näher bei 

Angehörigen zu wohnen.  

 

Digitale Lösungen ersetzen unter dem Aspekt der Erreichbarkeit und Zugängen zu 

verschiedenen Zielgruppen die analogen Formate nicht. 

Beim Pflegestützpunkt Stadt Kassel und der Beratungsstelle ÄLTER WERDEN der Stadt 

Kassel stehen Übersichten in Form von Broschüren und Listen hinsichtlich der in der Stadt 



verfügbaren Angebote im Bereich von Unterstützungs-, Hilfe- und Pflegemöglichkeiten 

zur Verfügung.  

Der Nutzen läge bei einer App, wenn darüber freie Pflegeplätze gefunden werden 

könnten. Nach den bisherigen Erfahrungen im Hinblick auf die Belegung von 

Pflegeheimplätzen wird es voraussichtlich weiterhin erforderlich sein, wesentliche Fragen 

(bspw. ob das Angebot und Konzept des Pflegeheimes zu den Bedarfen der/des 

Pflegebedürftigen und der Angehörigen passen) telefonisch oder im persönlichen 

Gespräch zu klären, zumal aktuell viele Einrichtungen Wartelisten führen. 

 

Über die Funktionen einer App hinaus werden vermutlich weitere Beratungsleistungen 

erforderlich sein, die digital nicht abgebildet werden können. 

 

4. Frage:  

Inwiefern könnte eine solche Pflegeplatz-Suche-App, wie die erwähnte Heimfinder-App 

des Landes NRW, den Einwohnerinnen und Einwohnern Kassels Hilfestellung bei der Suche 

nach einem Pflegeplatz leisten? 

 

Antwort: 

Eine Pflegeplatz-Suche-App wäre eine zusätzliche digitale Lösung zu den bereits 

bestehenden - auch analog verfügbaren - Angeboten. Es erscheint sinnvoll, digitale 

Lösungen zu bündeln, um nicht Doppelstrukturen in Form von zahlreichen nebeneinander 

existierenden Einzellösungen zu schaffen (auch daher würde ein landes- oder 

bundesweites und aufeinander abgestimmtes Modell präferiert). 

 

5. Frage: 

Könnte der Magistrat Erfahrungen und Best Practices aus anderen Städten oder 

Bundesländern, die ähnliche Apps eingeführt haben, einholen und bewerten, um mögliche 

Vorteile für Kassel zu identifizieren? 

 

Antwort: 

Aus fachlicher Sicht wäre auch in dieser Hinsicht auf die Etablierung eines hessen- oder 

bundesweiten Modells zu verweisen. Damit wäre der Verantwortungsbereich für eine 

Gesamtkonzeption, inklusive der Entwicklung, Umsetzung und Pflege der Software, sowie 

der Aspekt der täglichen Aktualisierungen im Verantwortungsbereich des Landes Hessen 

oder des Bundes oder ggf. den Pflegekassen zu verorten. 

Die Entwicklung und Etablierung eines Modells sollte überregional unter Einbeziehung der 

hessischen Kommunen erfolgen. Erfahrungen als auch Best Practices aus anderen 

Kommunen und Bundesländern mit zu berücksichtigen erscheint zudem sinnvoll.  

 

Die Akzeptanz einer überregionalen Vorgabe/Lösung wäre dann seitens des Magistrats 

der Stadt Kassel zu prüfen. 



 

6. Frage: 

Könnte sich der Magistrat vorstellen, eine digitale Lösung zu entwickeln, die 

Einwohnerinnen und Einwohner dabei unterstützt, schnell und unkompliziert Pflegeplätze 

in Kassel zu finden? 

7. Frage:  

Wäre der Magistrat bereit, sich mit bestehenden Lösungen in anderen Städten oder 

Bundesländern auseinanderzusetzen, um mögliche Modelle für Kassel zu entwickeln? 

 

Antwort zu Fragen 6 und 7: 

Grundsätzlich werden alle potenziellen Unterstützungsmöglichkeiten für die Suche nach 

einem Pflegeplatz begrüßt. Eine ausschließlich kommunale Lösung für die Stadt Kassel 

wird jedoch als wenig zielführend angesehen.  

 

8. Frage: 

Welche technischen Möglichkeiten sieht der Magistrat für die Umsetzung einer solchen 

App, insbesondere im Hinblick auf die Benutzerfreundlichkeit und Zugänglichkeit? 

 

Antwort: 

Eine technische Lösung müsste eine gute, benutzerfreundliche Oberfläche haben und 

zielgruppenorientiert gestaltet sein. 

 

9. Frage: 

Welche technischen Voraussetzungen müssen für die Entwicklung und Implementierung 

einer solchen Pflegeplatz-Suche-App in Kassel geschaffen werden? 

 

Antwort: 

Die Etablierung/Einführung einer Pflegeplatz-Suche-App müsste im Rahmen einer 

Ausschreibung erfolgen. Technische Voraussetzungen würden im Rahmen einer 

Auftragsvergabe seitens der Systementwickler des Auftragnehmers hergestellt (z. B. 

Datenbank mit freien Pflegeplätzen, Meldung/Aktualisierung der freien Pflegeplätze 

durch die Einrichtungen, Erteilung von Berechtigungen etc.). Auch an dieser Stelle wird 

darauf verwiesen, dass eine kommunale Einzellösung nicht zielführend erscheint. 

 

10. Frage:  

Welche Bedenken und Anforderungen in Bezug auf den Datenschutz könnten bei der 

Entwicklung einer solche App bestehen? 

11. Frage: 

Welche Maßnahmen müssten ergriffen werden, um den Datenschutz und die Sicherheit 

der Nutzerdaten zu gewährleisten? 

 



Antwort zu Frage 10 und 11: 

Eine technische Lösung müsste im Hinblick auf die Verarbeitung personenbezogener 

Daten die Bestimmungen der europäischen Datenschutzgrundverordnung zwingend 

einhalten. Ob im Rahmen einer technischen Lösung/Pflegeplatz-Suche-App 

personenbezogene Daten über die App vermittelt würden, hängt von der Ausgestaltung 

der App ab. Auch vor diesem Hintergrund wäre eine überregionale Lösung zielführend. 

 

12. Frage: 

Welche Funktionen sollte eine solche Pflegeplatz-Suche-App aus Sicht des Magistrats 

idealerweise bieten, um für die Nutzer einen echten Mehrwert zu schaffen? 

 

Antwort: 

Eine Pflegeplatz-Suche-App wäre nur sinnvoll, wenn darüber freie Pflegeplätze und 

weitergehende detaillierte Informationen zu den Pflegeeinrichtungen abrufbar wären und 

es eine Reservierungsmöglichkeit über die App gäbe, um sich einen ersten Eindruck zu 

verschaffen. Auch an dieser Stelle wird noch einmal darauf hingewiesen, dass 

überregionale Lösungen erforderlich sind. 

Eine App mit entsprechenden Funktionen könnte im Rahmen von Beratungen und/oder 

des Entlassungsmanagements in Krankenhäusern sinnvoll sein. Bereits bestehende 

Lösungen müssten allerdings berücksichtigt werden. 

 

13. Frage:  

Welche Kosten wären mit der Entwicklung, Einführung und Wartung einer solchen 

Pflegeplatz-Suche-App verbunden, und welche Finanzierungsmodelle kämen infrage? 

 

Antwort: 

Etwaige Kosten richten sich nach der Ausgestaltung des Auftrags (Entwicklungs- und 

Betriebsaufwände) und könnten erst ermittelt werden, wenn die Ausgestaltung der über 

die App gewünschten Funktionen detailliert beschrieben wäre. Eine Leistung müsste 

entsprechend des Vergaberechts ausgeschrieben werden. Vor dem Hintergrund, dass eine 

kommunale Einzellösung für nicht zielführend gehalten wird, wären Anforderungen, 

Kosten und Finanzierungsmodelle im Kontext mit überregionalen Angeboten zu klären. 

 

14. Frage: 

Wie könnte eine erste Einschätzung bezüglich der Integration einer solchen App in die 

langfristige Digitalisierungsstrategie der Stadt aussehen? 

 

Antwort: 

Die Stadt Kassel hat aktuell Strategien für einzelne Felder der Digitalisierung, jedoch noch 

keine umfassende Gesamtstrategie. Derzeit erarbeitet eine Projektgruppe die Konzeption 



einer zentralen Organisationseinheit Digitalisierung. Dort könnte dann auch das Thema 

Apps diskutiert werden.  

 

15. Frage: 

Wie könnten lokale Pflege- und Seniorenheime sowie ambulante Dienste in die 

Entwicklung und den Betrieb einer solchen Pflegeplatz-Suche-App einbezogen werden? 

 

Antwort: 

Eine Pflegeplatz-Suche-App ist für die Nutzerinnen und Nutzer nur tagesaktuell nutzbar 

und hat einen Mehrwert, wenn eine tägliche Aktualisierung durch die Einrichtungen 

erfolgt.  

Im Rahmen der Ausgestaltung und Pflege der App müssten den Einrichtungen 

Berechtigungen für Einträge und Aktualisierungen in der App erteilt werden. Ohne die 

Einbindung der Pflegeeinrichtungen wäre die Gestaltung einer App weder möglich noch 

sinnvoll.  

Ob und in welcher Form Pflegeeinrichtungen bereit und in der Lage wären, sich an der 

Nutzbarmachung einer App administrativ zu beteiligen, kann zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt nicht eingeschätzt werden. 

 

16. Frage:  

Sieht der Magistrat Möglichkeiten für eine überregionale Zusammenarbeit mit 

angrenzenden Kommunen, um Synergieeffekte zu nutzen? Falls nein, warum nicht? 

 

Antwort: 

Bereits mehrfach wurde darauf hingewiesen, dass ausschließlich ein überregionales 

Modell von Nutzen für alle Beteiligten sein würde. 

 

 

 

Dr. Norbert Wett 

Stadtrat 
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